
Freitag, 24. Juni 2011 
10.00 – 14.00 Uhr 
üstra-Remise 
(Eingang Goethestraße 19)
Hannover 

Veranstalter: 
DGB-Bezirk 
Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt
Otto-Brenner-Straße 7
30159 Hannover
www.niedersachsen.dgb.de

Ansprechpartner:
Abteilung Wirtschaft, Umwelt, Europa
Ute Kamradek
Telefon: 0511/126 01-33

Wir bitten um Anmeldung bis spätestens 
15. Juni per E-Mail an ute.kamradek@dgb.de

Finanzpolitik  zwischen 
Schulden bremse und 
 Steuergerechtigkeit

Ab Hauptbahnhof mit den Stadtbahn-Linien 10 und 
17 bis  Haltestelle Clevertor.
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PROGRAMM

10.15 Uhr Begrüßung
Hartmut Tölle, Vorsitzender 
DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – 
Sachsen-Anhalt

10.30 Uhr Finanzpolitik nach der Finanz-
marktkrise
Prof. Dr. Peter Bofi nger, Mitglied im Sach-
verständigenrat zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung

11.15 Uhr Banken und öffentliche Haushalte 
nach der Finanzmarktkrise
Dr. Gunter Dunkel, Vorsitzender des 
Vorstandes der NordLB

12.00 Uhr Mittagspause mit kleinem Imbiss

13.00 Uhr Podiumsdiskussion

 ■ Prof. Dr. Peter Bofi nger, Mitglied im 
Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung

 ■ Dr. Gunter Dunkel, Vorsitzender des 
Vorstandes der NordLB

 ■ Dr. Volker Schmidt, Hauptgeschäfts-
führer NiedersachsenMetall

 ■ Hartmut Tölle, Vorsitzender 
DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen 

– Sachsen-Anhalt

 ■ Stephan Weil, Oberbürgermeister der 
Stadt Hannover

Moderation: Peter Mlodoch, Journalist

14.00 Uhr Ende der Veranstaltung

 Die Situation der Haushalte von Bund, Ländern 

und Kommunen in Deutschland steht derzeit im 

Mittelpunkt wirtschafts- und fi nanz politischer 

Debatten. Angesichts leerer Kassen und steigender 

Verschuldung drohen umfangreiche Ausgabenkürzun-

gen auf allen staatlichen Ebenen. Die so genannte 

„Schulden bremse“ soll das zentrale Instrument darstel-

len, um Defi zite in den Haushalten von 

Bund und Ländern abzubauen. 

Auch die Politik in 

Niedersachsen diskutiert 

über die „Schulden-

bremse“ und andere 

mögliche Strategien 

der Haushaltskon so-

lidierung. 

Haben die Defi zite in 

den öffentlichen Kassen ihre 

 Ursache in einem übermäßigen staat-

lichen Ausgabenwachstum?  Welcher Zusammenhang 

besteht zwischen Haushaltsdefi ziten und Steuerge-

rechtigkeit? Welche Aufgaben sollen Bund, Länder und 

Kommunen in Zukunft überhaupt noch wahrnehmen? 

Wie sollen sie diese Aufgaben fi nanzieren? 

Diese und andere fi nanz- und wirtschafts politische 

Fragen sind Thema der Veranstaltung, zu der der 

DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt 

herzlich einlädt.
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